
BEBAUUNGSPLAN NR. 29A „AM SANDBERG“ 
 
 
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN GEM. BAUGB (2007) UND BAUNVO (1990) 
 
1. In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind, auch ausnahmsweise, nicht  

zulässig gem. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO: 
- Anlagen für Verwaltungen gem. § 4 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO 
- Gartenbaubetriebe gem. § 4 Abs. 3 Nr. 4 BauNVO 
- Tankstellen gem. § 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO; 
in den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind nur ausnahmsweise zulässig gem. § 1 
Abs. 5 BauNVO: 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
  Zwecke gem. § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO. 

 
2. In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB je Einzelhaus 

höchstens zwei Wohnungen zulässig; je Doppelhaushälfte oder Erschließungseinheit in-
nerhalb einer Hausgruppe ist nur eine Wohnung zulässig. 

 
3. Die Mindestgröße der Baugrundstücke wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB auf 700 m²

festgesetzt. 
 
4. In den allgemeinen Wohngebieten (WA) darf die zulässige Grundflächenzahl durch die

Grundflächen der in § 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen um bis zu 20 % über-
schritten werden. 

 
5. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen der Baugrenze und angren-

zender öffentlicher Verkehrsfläche bzw. den Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrech-
ten sind Garagen und überdachte Stellplätze gem. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen in
Form von Gebäuden gem. § 14 Abs. 1 BauNVO nicht zulässig. 

 
6. Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete WA dürfen die Gebäude eine maximale Trauf-

höhe (TH) von 4,50 m und eine maximale Firsthöhe (FH) von 8,50 m nicht überschrei-
ten; ausnahmsweise kann zur passiven Nutzung der Sonnenenergie auf der Südost-, 
Süd- oder Südwestseite von Gebäuden eine maximale Traufhöhe von 7,50 m zugelas-
sen werden (gem. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO). Der untere Bezugspunkt für die Trauf-
und Firsthöhen ist die Fahrbahnoberkante im Bereich der Fahrbahnmitte der nächstge-
legenen Erschließungsstraße bzw. der nächstgelegenen Fläche mit Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechten; der obere Bezugspunkt für die Traufhöhe ist die Schnittkante zwischen 
den Außenflächen der Gebäudeaußenwand und den Außenflächen der oberen Dach-
haut der Hauptdachflächen (gem. § 18 Abs. 1 BauNVO). 

 
7. Die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens darf nicht höher als 30 cm, gemes-

sen über der Fahrbahnoberkante im Bereich der Fahrbahnmitte der nächsten öffentli-
chen Erschließungsstraße bzw. der nächstgelegenen Fläche mit Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechten, liegen (gem. § 9 Abs. 3 BauGB). 

 
 
 
 
 

8. Auf jedem Baugrundstück ist gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB mindestens ein Laubbaum 
anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Anpflanzung ist in der ersten Pflanzperiode 
nach Fertigstellung der Baumaßnahme durchzuführen. Als standortgerechte, einheimi-
sche Laubbäume sind folgende Arten zulässig: 

 

Stieleiche (Quercus robur) Spitzahorn (Acer platanoides) 
Rotbuche (Fagus sylvatica) Sommerlinde (Tilia platyphyllos) 
Winterlinde (Tilia cordata) Hainbuche (Carpinus betulus) 
Sandbirke (Betula pendula) Salweide (Salix caprea) 
Vogelkirsche (Prunus avium)  

 
9. Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB standortheimische Bäume und 
Sträucher vollflächig anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Anpflanzung ist in der 
ersten Pflanzperiode nach Fertigstellung der Baumaßnahme durchzuführen. Als stand-
ortheimische Bäume und Sträucher sind folgende Arten zulässig: 

 

Stieleiche (Quercus robur) Faulbaum (Frangula alnus) 
Rotbuche (Fagus sylvatica) Salweide (Salix caprea) 
Sandbirke (Betula pendula) Stechpalme (Ilex aquifolium) 
Eberesche (Sorbus aucuparia) Eingriff. Weißdorn (Crataegus monogyna) 
Hasel (Corylus avellana) Zweigriff. Weißdorn (Crataegus laevigata) 
Schlehe (Prunus spinosa)  
 

10. Jegliche Versiegelung ist auf Baugrundstücken im Abstandsbereich von 2 m an Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen unzulässig. Bei 
natürlichem Abgang der Bäume oder einer widerrechtlichen Beseitigung ist ein gleichar-
tiger und gleichwertiger Ersatz anzupflanzen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB). 

 
11. Die Eingriffe, die durch die Festsetzung von neuen Wohnbauflächen auf den Flurstücken 

im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 29A entstehen, ergeben entsprechend 
der Schwere des Eingriffs in Natur und Landschaft ein Wertpunktdefizit von insgesamt 
10.981 Werteinheiten (s. a. Kompensationsmodell des Landkreises Osnabrück). Die 
Zuordnung dieses Gesamtdefizits wird flurstücksbezogen festgesetzt (gem. § 135b Nr. 4 
BauGB). Berechnungsgrundlage ist die Schaffung zusätzlicher Baurechte durch den 
Bebauungsplan Nr. 29A. 
Als Ausgleich für die Eingriffe in Natur und Landschaft gem. § 1 a Abs. 3 Satz 4 BauGB 
durch die Festsetzung von Wohngebieten gem. § 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB auf den 
Flurstücken 30/9, 30/10, 30/13, 30/38, 30/43, 30/47, 30/48, 30/53, 30/54, 30/55, 30/56, 
30/68, 30/91, 30/93, 30/94, 30/117, 30/118, 30/119, 30/120, 31/1, 30/49, 15/1, 15/2, 
15/3, 17/1, 17/2, 17/3, 18/1, 18/2, 31/142, 31/143, und 31/144 im Plangebiet werden 
10.981 Werteinheiten auf dem städtischen Flurstück 91/7, Flur 29, Gemarkung Lohne 
(Kompensationsflächenpool Runenbrook) zugeordnet. Auf der Ausgleichsfläche ist fol-
gende Maßnahme nach dem Pflege- und Entwicklungskonzept durchzuführen: Umwand-
lung eines intensiv genutzten Maisackers in extensiv genutztes Grünland.  

 
 
 
 
 
 
 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEM. § 56 NBAUO (2007) 
 
Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften umfasst den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 29A. 
 
Hinweis auf den Bußgeldtatbestand: Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften 
können als Ordnungswidrigkeit gem. § 91 Abs. 3 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 
500.000 € geahndet werden. 
 
1. Dächer sind dauerhaft mit lebenden Pflanzen zu begrünen, sofern deren Dachneigung 

geringer ist als 10 Grad.  
 
2. Als Dachmaterial der mit 10 Grad oder steiler geneigten Dächer sind nur nicht glänzende 

Dachziegel und/oder Dachsteine mit Farbtönen rotorange bis rotbraun (entsprechend 
den RAL-Tönen 2001, 3003 bis 3005, 3007, 3009, 3011, 3013, 3016, 8012, 8015 und 
8016) oder dunkelgrau (RAL 7011, 7012, 7015, 7016, 7024, 7026) sowie Glas zulässig.  

 
3. Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind auf höchstens 50% der entsprechenden Dach-

flächenlänge gemessen in Höhe des jeweiligen Eingriffes in die Dachfläche zulässig.  
 
4. Als straßenseitige Einfriedungen sind nur lebende Hecken aus Laubsträuchern zulässig; 

in Verbindung mit der Hecke sind auf der straßenabgewandten Seite zusätzlich Metall-
oder Holzzäune zulässig, sofern deren Höhe die der Hecke nicht überschreitet.  

 
 
NACHRICHTLICHE HINWEISE 
 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 

(das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holz- und Holzkohleansammlungen, Schla-
cken, sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spu-
ren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Niedersächsi-
schen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Vechta unverzüglich gemeldet werden. Melde-
pflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes bis 
zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu belassen, bzw. für ihren 
Schutz Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung 
der Arbeiten gestattet. 

 
2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage 

treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


